
vom 12. August2015

(Monat August 2015, Arbeits-Nr. 8/78,79, 80)

Fragen

1. Bleibt die Bundesregierung bei ihrer in derAntwort vom 28. Januar 2013 getroffe

nen Einschätzung "keine Anhaltspunkte für rechtswidrige Anfragen" (Bundestags

drucksache 17/12239,5. 8, Frage 14), unter Berücksichtigung derAussagen des

Bundesverbands tnformationswirtschaft, Telekommunikation und neue Medien e. V.

in seiner Stellungnahme vom 3. Dezember 2012 an den Rechtsausschuss des Deut

schen Bundestages (Ausschussdrucksache 17(4)621) sowie des E-Mailanbieters

Posteo e. K. in seinem Transparenzbericht vom 5. Mai 2014

(https://posteo.de/site/transparenzbericht_2Ö13#b03), weiche beide darlegen, dass

bei auf§ 113 des Telekommunikationsgesetzes (TKG) gestützten Auskunftsersu

chen in zahlreichen Fällen rechtswidrige und/oder formal nicht korrekte An-fragen

von Behördenseite gestellt werden, indem die Herausgabe von Daten gefordert wird,

die keine Bestandsdaten gemäß §3 Abs. 1 Nr. 3 TKG darstellen (z. B. dynamische

IP-Adressen, Log Files, Datum und Uhrzeit des letzten Zugriffs aufeinen Account

und Identität der Behörden, die bereits nach denselben Bestandsdaten gefragt ha

ben), und falls nein, welche Maßnahmen führt sie durch, um dieser offenbar stattfin

denden Praxis zu begegnen?

2. Falls ja, kann die Bundesregierung ausschließen, dass solche offenbar rechtswid

rigen Anfragen durchgeführt werden?

3. Steht die Bundesregierung in diesem Zusammenhang im Austausch mit den Da

tenschutzbehörden aufBundes- und Landesebene sowie mit betroffenen Telekom

munikationsanbietern und anderen zurAuskunft Verpflichteten und fallsja, welche

Einschätzungen und Konsequenzen haben sich hieraus bisher ergeben?

Antworten

2u1.

Der Bundesregierung liegen weiterhin keine Anhaltspunkte für rechtswidrige Anfra

gen vor.
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Zu 2.

Auf die Antwort zu Frage 1 wird verwiesen.

Zu 3.

Üblicherweise unterrichten die zuständigen Datenschutzkontrollinstanzen auch die

obersten Bundesbehörden über von ihnen festgestellte Verstöße gegen Daten

schutzbestimmungen. Darüber hinausgehender Verfahren bedarf es nach Auffas

sung der Bundesregierung nicht.


